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Satzung 

 

§ 1 

Name und Sitz des Vereines 

 

(1) Der Segler-Verein Alsen Berlin e.V. hat seinen Sitz in Berlin und ist im Vereinsregister beim 

Amtsgericht Charlottenburg eingetragen. 

 

(2) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 

Zweck, Aufgaben und Grundsätze der Tätigkeit 

 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im    Sinne des 

Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung, und zwar durch Ausübung des Sports. 

Der Zweck wird verwirklicht insbesondere durch die Förderung und Ausübung der Sportart Segeln. 

Der Verein fördert den Segelsport in den Bereichen des Kinder-, Jugend-, Erwachsenen-, Breiten-, 

Wettkampf- und Seniorensportes. Zur Förderung des Segelsportes gehört insbesondere die 

Aufrechterhaltung und Durchführung eines regelmäßigen Trainingsbetriebes zum Zwecke des 

Segelsportes, die Vorbereitung, die Ausrichtung wie auch die Teilnahme an Segelsportwettkämpfen 

auf Vereins-, Verbands- und höheren Leistungsebenen. Die Mitglieder nehmen am regelmäßigen 

Training und an Wettkämpfen teil. 

 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

 

(3) Die Organe des Vereins (§ 8) üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 

 

(4) Mittel, die dem Verein zufließen, dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine 

sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den 

Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt 

werden. 

 

(5) Der Verein wahrt parteipolitische Neutralität. Er räumt den Angehörigen aller Völker und 

Rassen gleiche Rechte ein und vertritt den Grundsatz religiöser und weltanschaulicher Toleranz. 

 

§ 3 

Vereinsstander 

 

Der Vereinsstander besteht aus einem spitzwinkligen weißen Dreieck, in dem sich ein 

zwölfstrahliger schwarzer Stern befindet, der in seinem Zentrum ein, von einem schwarzen Kreis 

umschlossenes, schwarzes A zeigt. An den beiden gleichseitigen Schenkeln des Standers befindet 

sich je ein roter Streifen. 

 

 
 

  



 

 

§ 4 

Mitgliedschaft 

 

(1) Mitglied des Vereines können alle Personen werden, die Gewähr dafür bieten, die 

Vereinszwecke zu fördern. 

 

(2) Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar. 

 

(3) Die Satzung unterscheidet folgende Mitglieder: 

 

a) Vollmitglieder müssen volljährig sein und eine Probezeit von mindestens zwei Jahren 

durchlaufen haben. Für ein Familienmitglied, das Ehepartner / Lebenspartner eines verstorbenen 

Vollmitgliedes war, ist eine Probezeit nicht erforderlich. Ihre Zahl wird durch die zur Verfügung 

stehenden Stegplätze begrenzt. 

 

b) Anwärter auf die Vollmitgliedschaft müssen volljährig sein. Sie können nach Maßgabe 

freigewordener Stegplätze aufgenommen werden. Die Probezeit dauert mindestens 2 Jahre. 

 

c) Familienmitglieder sind Angehörige *) von Vollmitgliedern und von Anwärtern auf die 

Vollmitgliedschaft. 

 

d) Juniorenmitglieder sind Personen zwischen 19 und 25 Jahren, die sich in der Ausbildung 

befinden und den Verein nach außen als aktive Segler vertreten. 

 

e) Jugendmitglieder sind Personen, die das 19.Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 

 

f) Gastmitglieder sind volljährige Personen, die den SVAB zur Ausübung des Segelsportes zeitlich 

begrenzt nutzen. 

 

g) Fördernde Mitglieder sind Personen, die Vereinsziele ideell oder materiell unterstützen. 

 

h) Ehrenmitglieder sind Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben und zu 

keinem Mitgliederstatus der Punkte a) bis g) gehören. Sie besitzen Stimmrecht und sind von der 

Entrichtung von Beiträgen befreit. 

Die Mitgliederversammlung kann einem Ehrenmitglied zusätzlich den Titel 

„Kommodore“ verleihen. Der Kommodore ist zur gesellschaftlichen Vertretung des Vereins in 

Abstimmung mit dem Vorstand berechtigt. Der Titel darf nur an ein einziges Ehrenmitglied 

verliehen werden. 

 

*) Angehörige im Sinne der Satzung sind Ehepartner und Lebensgefährten. Kinder von 

Angehörigen sind, soweit kein anderer Mitgliederstatus in Frage kommt, grundsätzlich bis zum 19. 

Lebensjahr auch Angehörige - / MV-Beschluss v.17.02.1991. 

 

§ 5 

Rechte und Pflichten der Mitglieder 

 

(1) Alle Mitglieder haben das Recht, die Einrichtungen des SVAB zu nutzen. Für Gäste im Verein 

haftet jedes gastgebende Mitglied wie ein selbstschuldnerischer Bürge. 

 

(2) Alle Mitglieder haben das Recht, an den Versammlungen und Beratungen aktiv teilzunehmen. 

 



 

 

(3) Nur die Vollmitglieder sind wählbar. Voll- und Ehrenmitglieder - §4 (3) a) und h) - besitzen das 

Stimmrecht. 

 

(4) Die Vollmitglieder sowie die Anwärter auf die Vollmitgliedschaft haben einen Anspruch auf die 

Zuteilung eines Stegplatzes. 

 

(5) Alle Mitglieder verpflichten sich, 

a) die Ziele des Vereins zu fördern, 

b) die erforderlichen Arbeitsstunden zu erbringen, 

c) die Beiträge, Umlagen und Gebühren fristgemäß zu entrichten, 

d) die Nutzungsordnungen (u.a. Grundstücks-, Haus-, Hafenordnung) einzuhalten, 

e) den Auf- und Ausbau sowie den Unterhalt der erforderlichen Anlagen und Einrichtungen des 

Vereins zu gewährleisten und 

f) als Eigner von Booten eine Haftpflichtversicherung für ihre Boote abzuschließen. 

 

(6) Die Vollmitglieder und die Anwärter auf die Vollmitgliedschaft verpflichten sich, die jährlichen 

Arbeitsstunden zu leisten oder eine Ausgleichzahlung (Ersatzgeld) zu erbringen. Die von 

Mitgliedern darüber hinaus geleisteten   Arbeitsstunden sind freiwillig. 

 

§ 6 

Beginn und Ende der Mitgliedschaft 

 

(1) Die Bewerbung um Aufnahme ist schriftlich an den Verein zu richten. Über die Übernahme als 

Vollmitglied sowie über die Aufnahme der Anwärter auf die Vollmitgliedschaft entscheidet die 

Mitgliederversammlung.  Die Umwandlung der Familienmitgliedschaft eines Ehepartners / 

Lebenspartners eines verstorbenen Vollmitgliedes zum Vollmitglied erfolgt innerhalb von 3 

Monaten nach dem Tode des Vollmitgliedes auf Antrag des Familienmitgliedes durch den Vorstand.  

Nach Vorschlag des Vorstandes können Personen durch die Mitgliederversammlung mit 

Zweidrittelmehrheit der anwesenden Stimmberechtigten zu    Ehrenmitgliedern ernannt werden.  

Über die Aufnahme von Familien-, Jugend-, Junioren-, Gastmitgliedern und fördernden Mitgliedern 

kann der Vorstand mit einfacher Mehrheit entscheiden.  Für die Dauer von 12 Monaten gilt das neu 

aufgenommene Mitglied als Mitglied auf Zeit mit allen Rechten und Pflichten. Während dieser Zeit 

kann der SVAB oder das Mitglied die Mitgliedschaft ohne Angabe von Gründen beenden. In diesem 

Fall wird eine ggf. gezahlte Aufnahmegebühr erstattet. 

 

(2) Die Mitgliedschaft endet immer durch 

a) Tod, 

c) Ausschluss, 

b) Austritt, 

d) Verlust der Geschäftsfähigkeit, 

e) Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte. 

 

(3) Die Austrittserklärung hat schriftlich gegenüber dem Vorstand zu erfolgen. Hierbei ist eine 

vierteljährliche Kündigungsfrist zum Schluss des Kalenderjahres einzuhalten. 

 

(4) Der Ausschluss erfolgt, wenn 

a) das Mitglied dem Verein gegenüber bestehende Zahlungsverpflichtungen nicht binnen sechs 

Monaten nach Fälligkeit erfüllt, 

b) vereinsschädigendes Verhalten die Mitgliederversammlung zu einem entsprechenden Beschluss 

veranlasst. 

 



 

 

(5) Der Ausschluss erfolgt auf Beschluss der Mitgliederversammlung, die auf Antrag des Vorstandes 

oder eines von 10 stimmberechtigten Mitgliedern unterschriebenen Antrages zusammentritt. Dem 

betroffenen Mitglied sind die Ausschlussgründe schriftlich mitzuteilen und Anhörung zu gewähren. 

 

(6) Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche an den Verein, ausgenommen 

Darlehensrückforderungen. 

 

§ 7 

Aufnahmegebühr und Jahresbeitrag 

  

(1) Die Aufnahmegebühr wird von der Mitgliederversammlung festgesetzt. 

 

(2) Der Jahresbeitrag wird von der Mitgliederversammlung für das laufende Geschäftsjahr 

festgesetzt. Die Zahlungen sind vierteljährlich im Voraus fällig *). 

 

(3) Umlagen werden von der Mitgliederversammlung nach vorheriger eingehender Information 

aller Mitglieder über Umfang und Notwendigkeit mit 2/3-Mehrheit beschlossen. 

 

*) Die Beiträge sind halbjährlich zu zahlen. Die Beiträge für das 2. Halbjahr sind bis zum 30.Juni zu 

zahlen. (Mitgliederbeschluss vom 19.02.1989) 

 

§ 8 

Die Organe des Vereins 

 

(1) Der Vorstand, 

 

(2) die Mitgliederversammlung, 

 

(3) die von der Mitgliederversammlung berufenen Ausschüsse, 

 

(4) die Kassenprüfer. 

 

§ 9 

Der Vorstand 

 

(1) Der Vorstand besteht aus:  * bis zu zwei (ersten) Vorsitzenden (Doppelspitze) 

* dem/der zweiten Vorsitzenden 

* dem Kassierer/der Kassiererin 

* dem Hafenwart/ der Hafenwartin 

* dem Sportwart/ der Sportwartin   

* dem Jugendwart/der Jugendwartin 

* dem Schriftführer/ der Schriftführerin 

 

(2) Der geschäftsführende Vorstand gemäß § 26 BGB besteht aus den in Abs. 1 Nr. 1 bis 3 

genannten Personen. Gerichtlich und außergerichtlich wird der Verein durch je zwei dieser Personen 

gemeinsam vertreten. Die beiden ersten Vorsitzenden (Doppelspitze) können den Verein jedoch nur 

gemeinsam mit einem weiteren Vorstandsmitglied vertreten. 

 

(3) Im Innenverhältnis gilt, dass der geschäftsführende Vorstand Vereinsverpflichtungen nach 

Maßgabe der Positionen des von der Mitgliederversammlung beschlossenen 

Haushaltsvoranschlages eingehen und erfüllen kann. Die Eingehung weitergehender 

Verpflichtungen bedarf der vorherigen Zustimmung der Mitgliederversammlung. 



 

 

 

(4) – 

 

(5) Der Vorstand wird von der Jahreshauptversammlung für zwei Jahre gewählt. Er kann bis zu drei 

Beisitzer berufen. 

 

(6) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse in Vorstandssitzungen. Er ist beschlussfähig, wenn 

mindestens 4 Vorstandsmitglieder anwesend sind. Die Doppelspitze gilt als eine Person. Bei 

Beschlussunfähigkeit ist binnen einer Woche unter Hinweis darauf eine neue Sitzung mit gleicher 

Tagessordnung einzuberufen, bei der die dann erschienenen Vorstandsmitglieder ohne Rücksicht auf 

ihre Zahl beschlussfähig sind. 

 

(7) Vorstandsbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst. 

 

(8) Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, kann bis zur nächsten Mitgliederversammlung 

vom Vorstand ein Ersatzmann bestellt werden. 

 

§ 10 

Die Mitgliederversammlung 

 

(1) Neben der Jahreshauptversammlung, die einmal jährlich abgehalten wird, sind 

erforderlichenfalls Mitgliederversammlungen einzuberufen. 

 

(2) Die Mitglieder sind unter Bekanntgabe der Tagesordnung mit einer Einladungsfrist von 

mindestens drei Tagen schriftlich einzuladen. 

 

(3) Die Mitgliederversammlung muss auf Verlangen des 10. Teils der stimmberechtigten Mitglieder 

innerhalb von 2 Wochen vom Vorstand einberufen werden, wenn dies unter Angabe des Zweckes 

und der Gründe schriftlich erfolgt   (§ 37 BGB). Die Einladung der Mitglieder hat innerhalb einer 

Woche unter Bekanntgabe der Tagesordnung zu erfolgen. 

 

(4) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 der stimmberechtigten 

Mitglieder anwesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit soll der Vorstand innerhalb von drei Wochen 

eine neue Versammlung mit gleicher Tagesordnung unter Hinweis darauf einberufen, dass diese 

dann ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder beschlussfähig 

ist. 

 

§ 11 

Die Aufgaben der Mitgliederversammlung 

  

(1) Die Wahl des Vorstandes - die Bestellung des Vorstandes ist jederzeit widerruflich, wenn ein 

wichtiger Grund vorliegt (ein solcher Grund ist insbesondere grobe Pflichtverletzung oder 

Unfähigkeit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung oder Entzug des Vertrauens durch die 

Mitgliederversammlung) - 

 

(2) Die Mitgliederversammlung hat das Recht, vom Vorstand, der ihr gegenüber für alle von ihm 

getroffenen Maßnahmen verantwortlich ist, unbeschränkte Auskunft und Einsicht in alle den Verein 

und die Geschäftsführung des Vorstandes betreffende Unterlagen zu fordern. 

 

(3) Berufung von Ausschüssen. 

 



 

 

(4) Wahl von zwei Kassenprüfern für die Dauer von zwei Jahren, die nicht dem Vorstand oder 

einem Ausschuss angehören dürfen. 

 

(5) Genehmigung des Haushaltsplanes. 

 

(6) Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern. 

 

(7) Genehmigung von allgemeinen Nutzungsordnungen und Sondernutzungen (Nutzungsgebühren). 

 

(8) Festsetzung der jährlichen Arbeitsstunden und der Höhe des Ersatzgeldes für Arbeitsstunden 

sowie für die Befreiung in Ausnahmefällen. 

 

(9) Entgegennahme des Jahres- und Kassenberichtes des Vorstandes, des Prüfungsberichtes der 

Kassenprüfer und Erteilung der Entlastung. 

 

(10) Beschlussfassung über Satzungsänderungen und andere Angelegenheiten. 

 

(11) Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 

 

§12 

Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

(1) Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der 1.Vorsitzende oder der 2.Vorsitzende bzw. 

ein von der Mitgliederversammlung zu bestimmender Versammlungsleiter. 

 

(2) Die Mitgliederversammlung fasst ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit, es sei denn, das 

Gesetz oder die Satzung schreiben eine andere Stimmenmehrheit vor. Die Vertretung in der 

Stimmabgabe ist unzulässig. 

 

(3) Die Beschlussfassung erfolgt durch Handzeichen oder, wenn dies verlangt wird, geheim. 

 

(4) Vorstandmitglieder werden in getrennten Wahlgängen gewählt. Bei der Wahl der 

Vorstandsmitglieder ist bei Stimmengleichheit ein zweiter Wahlgang erforderlich. Ergibt der zweite 

Wahlgang ebenfalls Stimmengleichheit, entscheidet das Los. 

 

§ 13 

Beurkundung von Beschlüssen 

 

(1) Die Beschlüsse des Vorstandes, der Ausschüsse und der Mitgliederversammlung sind schriftlich 

abzufassen und von dem Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen. 

 

(2) Über jede Sitzung des Vorstandes, der Ausschüsse und der Mitgliederversammlung ist ein 

Protokoll aufzunehmen, das von dem Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen 

ist. 

 

§ 14 

Satzungsänderungen 

  

Eine Änderung der Satzung kann nur durch die Mitgliederversammlung mit 3/4-Mehrheit der 

erschienenen stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. Die bei der Einladung 

bekanntzugebende Tagesordnung soll die zu ändernden Paragrafen der Satzung enthalten. 

 



 

 

§ 15 

Kassenprüfer 

 

(1) Die Kassenprüfer haben die Kasse / Konten des Vereins einschließlich der Bücher und Belege 

mindestens einmal im Geschäftsjahr sachlich und rechnerisch zu prüfen und dem Vorstand jeweils 

schriftlich Bericht zu erstatten. 

 

(2) Die Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfbericht und beantragen bei 

ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlastung des Kassierers und des übrigen 

Vorstandes. 

 

§16 

Vereinsvermögen 

 

(1) Etwaige Gewinne dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder auch keine 

sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Sie erhalten bei ihrem 

Ausscheiden oder bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins nicht mehr als ihre eingezahlten 

Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurück. Es darf keine Person 

durch Verwaltungsaufgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

(2) Für Einrichtungen geforderte Nutzungsentschädigungen müssen dem Aufwand entsprechen. 

 

§ 17 

Auflösung 

 

(1) Über die Auflösung des Vereins entscheidet eine hierfür eigens einzuberufende 

Mitgliederversammlung mit Dreiviertelmehrheit der erschienenen Stimmberechtigten. 

 

(2) Liquidatoren sind der 1. Vorsitzende und der 2. Vorsitzende / Kassierer. Die 

Mitgliederversammlung ist berechtigt, zwei andere Vereinsmitglieder als Liquidatoren zu benennen. 

 

(3) Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall des steuerbegünstigten Zweckes gem. § 2 dieser 

Satzung fällt das Vermögen des Vereins, soweit es bestehende Verbindlichkeiten übersteigt, dem 

Landessportbund Berlin e.V. / Fachverband Segeln zu, der es unmittelbar und ausschließlich zur 

Förderung des Sportes im Sinne der Abgabenordnung zu verwenden hat. 

 

§ 18 

Inkrafttreten 

 

Die Satzungsänderung ist in der vorliegenden Form am 26. Februar 2006 von der 

Mitgliederversammlung des Segler-Vereins Alsen Berlin e.V. beschlossen worden. Sie tritt mit der 

Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 

  

Berlin, den 18. Dezember 1972 Neugefasst am 3. März 1984 Eingetragen in das Vereinsregister 

unter Nr.4609 Nz des Amtsgericht Charlottenburg, 

 

Abt.95 am 16. April 1984 

 

Änderung vom 18.Februar 1994 am 29.Juni 1994 eingetragen 

Änderung vom 23.Februar 2003 am 07.April 2003 eingetragen 



 

 

Änderung vom 26. Februar 2006 am 09. Juni 2006 eingetragen 

Änderung vom 26. Februar 2019 am 24. April 2019 eingetragen 

Änderung vom 30. März 2022 am 6. Mai 2022 eingetragen 

 

 

Wahlordnung für die Vorstandswahl 

 

§ 1 

Wahlberechtigung 

 

Wahlberechtigt sind alle Vollmitglieder im Sinne von § 4 (3) a) der Satzung. 

 

§ 2 

Wählbar sind alle wahlberechtigten Mitglieder. 

 

§ 3 

Wahl 

 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden gemäß § 12 (3) und (4) der Satzung in offener oder 

geheimer Wahl in getrennten Wahlgängen gewählt. 

 

(2) Die Wahl wird nach den Grundsätzen der Verhältniswahl durchgeführt. Wurde für ein 

Vorstandsamt nur ein Wahlvorschlag eingereicht, ist nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl zu 

verfahren (derjenige ist gewählt, der die Mehrheit der Stimmen der erschienenen stimmberechtigten 

Mitglieder erlangt). Weiteres ergibt sich aus § 12 (4) der Satzung. 

 

(3) Zur Wahl des Vorstandes können alle wahlberechtigten Mitglieder Wahlvorschläge machen. 

Jeder Wahlvorschlag muss mindestens von einem Zehntel der Wahlberechtigten, jedoch mindestens 

von drei wahlberechtigten Mitgliedern unterstützt sein und eine Woche vor der Wahl vorliegen. 

Nichtwahlberechtigte dürfen keine Wahlvorschläge machen oder unterstützen. 

 

§ 4 

Bildung eines Wahlausschusses 

 

(1) Vier Wochen vor Ablauf der Amtszeit des Vorstandes hat der Vorstand einen Wahlausschuss zu 

bestellen, der auch aus nicht wahlberechtigten Mitgliedern bestehen kann. 

 

(2) Der Wahlausschuss trifft alle zur Wahl erforderlichen Vorbereitungen, hat Wahlvorschläge 

entgegenzunehmen und während des Wahlaktes anstelle des Vorstandes die Mitgliederversammlung 

zu leiten. 

 

(3) Wahlberechtigte Mitglieder des Wahlausschusses dürfen sich an der Aussprache beteiligen, 

Wahlvorschläge einreichen und an der Abstimmung teilnehmen. 

 

§ 5 

Wahlanfechtung 

 

Die Wahl des Vorstandes kann von mindestens drei Wahlberechtigten binnen einer Zweiwochenfrist 

nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses angefochten werden, wenn gegen die Wahlordnung 

verstoßen wurde. Die Anfechtung ist nicht zulässig, wenn durch Verstoß das Ergebnis der Wahl 

nicht beeinflusst wurde. 

 



 

 

 

Grundstücks-, Haus- und Hafenordnung 

 

Das Grundstück mit Clubhaus hat der Verein am 30.03.2012 gekauft. Alle Mitglieder verpflichten 

sich, die Satzung, die Beschlüsse der Organe sowie getroffene Vereinbarungen des SVAB und die 

geltenden Bestimmungen des Umweltschutzes einzuhalten. Gesetzliche Grundlagen für 

Wassersportler mit Sportbooten sind u.a.: 

Binnenschifffahrtsstraßenordnung 

Wasserhaushaltsgesetz –WHG 

Berliner Wassergesetz -BWG 

Reinhalteordnung –RhO 

Berliner Naturschutzgesetz und Röhrichtschutzgesetz 

 

Nur wenn alle Mitglieder bemüht sind, das Grundstück und die Anlagen in gutem Zustand zu 

erhalten und gemeinsam auf Ordnung zu achten, werden wir auch die Freude und Erholung finden, 

die Sinn und Zweck dieses Vereines sind. 

 

I. Grundstück 

 

1. Das Betreten des Vereinsgeländes einschließlich der Gebäude und Anlagen geschieht auf eigene 

Gefahr.  Für auf dem Grundstück abhanden gekommene Gegenstände haftet der Verein nicht. 

Eingebrachte Gegenstände, die nicht in das Vereinseigentum übergehen sollen, sind mit den Namen 

der Eigentümer zu kennzeichnen. 

 

2. Das Eingangstor ist grundsätzlich zu schließen. Ausnahmen sind nur im begründeten Einzelfall 

zulässig. 

 

3. Die gekennzeichneten Parkplätze stehen den Vereinsmitgliedern und, sofern Platz vorhanden, 

auch ihren Gästen zur Verfügung. Das Parken auf den nicht dafür vorgesehenen Bootsabstellplätzen 

ist nur zum kurzfristigen Be- und Entladen erlaubt. 

 

4. Kinder sollen sich nach Möglichkeit nicht unbeaufsichtigt auf dem Gelände bewegen. Eltern und 

sonstige Aufsichtspersonen haften im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen für alle entstehenden 

Schäden. 

 

5. Das Mitbringen von Hunden oder anderen Haustieren ist unter der Voraussetzung gestattet, dass 

sie von den Tierhaltern beaufsichtigt und Belästigungen vermieden werden. Die Tierhalter haften im 

Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen für alle entstehenden Schäden. 

 

6. Bei lärmverursachende Arbeiten sind gesetzlichen Bestimmungen einzuhalten (z.B. 

Lärmschutzverordnung, Sonn- und Feiertagsverordnung). 

 

7. Jedem Vereinsmitglied wird es zur Pflicht gemacht, für sparsamen Verbrauch von Strom und 

Leitungswasser zu sorgen. Es wird erwartet, dass erforderlicher Mehrverbrauch freiwillig 

abgerechnet wird. 

 

8. Autowäsche und Kfz-Reparaturen sind auf dem Vereinsgelände nicht gestattet. 

 

9. Das erstmalige Verbringen von Fahrzeugen zum Bootstransport auf das Vereinsgelände ist 

grundsätzlich dem Vorstand anzuzeigen. Genehmigung zum Verbleib auf dem Grundstück erteilt der 

Vorstand oder ggf. die Mitgliederversammlung. Das Abstellen anderer Fahrzeuge oder 

Gegenstände, die nicht im Zusammenhang mit dem Vereinszweck stehen, ist nicht erlaubt. 



 

 

 

10. Jedes Mitglied ist verpflichtet, die Bestimmungen des Umweltschutzes einzuhalten, 

insbesondere beim Bootsanstrich, bei der Bootsüberholung, bei der Reinigung der Außenhaut eines 

Bootes (Reinigungsmittel sind nicht erlaubt). 

 

11. Bei der Beseitigung von Abfällen, insbesondere Dosen, Kartons und leeren Flaschen, die 

möglichst zu zerkleinern sind, ist es bei Überfüllung der Mülltonnen keinesfalls gestattet, diese 

Abfälle in Tüten o.ä. auf dem Gelände abzustellen. In solchen Fällen werden die Mitglieder 

gebeten, ihre Abfälle auf andere Weise der öffentlichen Entsorgung zuzuführen. Farbreste sind 

Sondermüll und dürfen nicht über den Hausmüll entsorgt werden. 

 

12. Das Abstellen von Böcken, Slipwagen, Pallhölzern usw. erfolgt nach Anweisung des 

Hafenwarts an den dafür vorgesehenen Plätzen. 

 

II. Haus 

 

13. Die Zugänge zum Vereinshaus und zur Werkstatt sind nach Einbruch der Dunkelheit 

verschlossen zu halten. Alle Mitglieder werden aufgefordert, sich beim Verlassen des 

Vereinsgrundstückes von der ordnungsgemäßen Sicherung der Eingangstüren zu überzeugen. Die 

Überlassung von Schlüsseln an Vereinsfremde ist nur in Ausnahmefällen zulässig. 

 

14. Die Räume des Vereinshauses sind nach der Benutzung in gesäuberten und aufgeräumten 

Zustand zu verlassen. Dies trifft insbesondere für die Küche und die Sanitärräume zu. 

 

15. In den Umkleide- und Schrankräumen dürfen keine Gegenstände abgestellt bzw. auf den 

Schränken aufbewahrt werden. Bootszubehör, Planen, Schlauchboote u.ä. sind in den dafür 

vorgesehenen Räumen zu lagern und mit Namen zu kennzeichnen. Das Einbringen von Möbeln und 

Einrichtungsgegenständen ist nur nach Rücksprache mit dem Vorstand erwünscht. 

 

16. Jeder Benutzer der Werkstatt ist aufgerufen, hier selbst mit für Ordnung zu sorgen. Kinder sind 

von der Werkstatt fernzuhalten. 

 

17. Das Einlagern von Motoren, Kraftstoffen und Kraftstoffbehältern ist aufgrund gesetzlicher und 

versicherungsrechtlicher Bestimmungen in allen Räumen des Vereinshauses nicht gestattet. 

Kraftstoffe und Altöle dürfen auch auf dem Vereinsgelände nicht gelagert werden. 

 

III. Hafen 

 

18. Der Hafenwart ist gemäß Geschäftsverteilungsplan des SVAB-Vorstandes berechtigt, alle 

Anordnungen hinsichtlich der Einrichtung und Zuteilung von Steg- und Landliegeplätzen, des Auf- 

und Abslippens der Boote, der Instandhaltung der Steg- und Slipanlagen sowie über die allgemeine 

Nutzung dieser Anlagen zu treffen. Der Hafenwart ist lediglich gegenüber dem geschäftsführenden 

Vorstand und der Mitgliederversammlung verantwortlich. 

 

19. Kein Vereinsmitglied hat Anspruch auf einen bestimmten Bootsstand. Jedoch darf der einmal 

zugeteilte Liegeplatz - außer in Notfällen - nur nach Einigung mit dem Eigner verändert werden. 

Kommt keine Einigung zustande, entscheidet die Mitgliederversammlung. Ein Wechsel des 

Bootsstandes auf dem Tauschwege darf nur mit Zustimmung des Hafenwartes vorgenommen 

werden. Verweigert dieser die Zustimmung, so befindet die Mitgliederversammlung über die 

Zulässigkeit des Tausches. 

 



 

 

Bei Anschaffung eines größeren Schiffes ist sicherzustellen, dass die vorstehenden Auflagen erfüllt 

sind und kein anderes Boot behindert oder beschädigt wird. 

 

Wasserfahrzeuge (darunter sind nicht nur Boote, sondern u.a. auch Katamarane und Surfbretter zu 

verstehen) dürfen nur mit Genehmigung eines entsprechenden Wasser- bzw. Landliegeplatzes in den 

Verein eingebracht werden. Über die Vergabe der Liegeplätze entscheidet der Vorstand auf 

schriftlichen Antrag. 

 

Ohne Genehmigung eingebrachte Fahrzeuge können zu Lasten der Eigner vom Grundstück entfernt 

werden. 

 

20. Das An- und Ablegen hat nach den Grundsätzen guter Seemannschaft zu erfolgen, so dass 

Schäden an den Booten und Anlagen vermieden werden. Auf § 5 (5f) der Satzung des SVAB wird 

hingewiesen. Takelbojen dürfen nur zum Setzen und Bergen der Segel benutzt werden. 

 

21. Die Boote sind im Stand ordnungsgemäß festzulegen. Der Hafenwart ist berechtigt, schlechte 

und faule Enden auszuwechseln, sofern die allgemeine Sicherheit dies erfordert. Die neuen Enden 

sind den betroffenen Bootseignern in Rechnung zu stellen. Schreiendes Gut ist festzulegen. 

Fallleinen sowie anderes laufendes Gut an Booten mit Metallmasten sind an den Wanten 

festzulegen. 

 

22. Das Anbringen von Bohlen, Haken, Nägeln, Klampen, Ösen und anderen Beschlägen an und auf 

dem Steg sowie an den Pfählen darf nur nach vorheriger Genehmigung durch den Hafenwart 

erfolgen. 

 

23. Das Auf- und Abslippen der Boote soll nur vom Hafenwart und / oder von ihm Beauftragten 

vorgenommen werden. Jegliche Haftung von Seiten des Vereins oder des Hafenwarts bzw. seiner 

Beauftragten ist ausgeschlossen. Jeder Bootseigner muss im eigenen Interesse beim Slippen 

zugegen sein. Ist dieses, außer im begründeten Ausnahmefall, nicht möglich, wird nicht geslippt. 

Sliptermine werden rechtzeitig vom Hafenwart bekannt gegeben bzw. im Einzelfall mit ihm 

vereinbart. 

 

24. Die Bedienung der Winde bleibt aus Sicherheitsgründen grundsätzlich dem Hafenwart und/oder 

seinen Beauftragten vorbehalten. Nur in Notfällen kann, falls ein Berechtigter nicht anwesend oder 

erreichbar ist, die Winde auch von anderen Mitgliedern betätigt werden. 

 

25. Der Hafenwart ist über den Zeitpunkt eines beabsichtigten Kraneinsatzes rechtzeitig zu 

informieren. Für Schäden, die durch Kranfahrzeuge verursacht werden, haftet der Auftraggeber. 

 

26. Die Steg- und Slipanlagen darf nur von Kindern und Jugendlichen betreten werden, die 

mindestens ein Freischwimmerzeugnis vorgelegt haben oder Schwimmwesten tragen. 

 

27. Das Rettungsgerät an jedem Stegzugang darf nicht zweckentfremdet verwendet werden. Für 

Schäden haftet der Verursacher. 

 

 

Die Mitgliederversammlung 


